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(B)     Rechtliche Grundlagen 
 

- Stand November 2015 - 
 

 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
 
§ 1631 BGB: Inhalt und Grenzen der Personensorge 
(1) Die Personensorge umfasst insbesondere die Pflicht und 
das Recht, das Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichtigen 
und seinen Aufenthalt zu bestimmen. 
(2) Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. 
Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere 
entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig. 
(3) Das Familiengericht hat die Eltern auf Antrag bei der 
Ausübung der Personensorge in geeigneten Fällen zu 
unterstützen. 
 
§ 1666 BGB: Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des 
Kindeswohls 
(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des 
Kindes oder sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht 
gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat 
das Familiengericht die Maßnahmen zu treffen, die zur 
Abwendung der Gefahr erforderlich sind. 
(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermögen des 
Kindes gefährdet ist, wenn der Inhaber der Vermögenssorge 
seine Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind oder seine mit der 
Vermögenssorge verbundenen Pflichten verletzt oder 
Anordnungen des Gerichts, die sich auf die Vermögenssorge 
beziehen, nicht befolgt. 
(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören 
insbesondere 
1. Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe und der Gesundheitsfürsorge in 
Anspruch zu nehmen, 
2. Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen, 
3. Verbote, vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die 
Familienwohnung oder eine andere Wohnung zu nutzen, sich 
in einem bestimmten Umkreis der Wohnung aufzuhalten oder 
zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich das 
Kind regelmäßig aufhält, 
4. Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen oder ein 
Zusammentreffen mit dem Kind herbeizuführen, 
5. die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterlichen 
Sorge, 
6. die teilweise oder vollständige Entziehung der elterlichen Sorge. 
(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das Gericht 
auch Maßnahmen mit Wirkung gegen einen Dritten treffen. 
 
§ 1666a BGB: Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; Vorrang 
öffentlicher Hilfen 
(1) Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der 
elterlichen Familie verbunden ist, sind nur zulässig, wenn der 
Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche 
Hilfen, begegnet werden kann. Dies gilt auch, wenn einem 
Elternteil vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die 
Nutzung der Familienwohnung untersagt werden soll. Wird 
einem Elternteil oder einem Dritten die Nutzung der vom Kind 
mitbewohnten oder einer anderen Wohnung untersagt, ist bei 
der Bemessung der Dauer der Maßnahme auch zu 
berücksichtigen, ob diesem das Eigentum, das Erbbaurecht 
oder der Nießbrauch an dem Grundstück zusteht, auf dem sich 
die Wohnung befindet; entsprechendes gilt für das 
Wohnungseigentum, das Dauerwohnrecht, das dingliche 
Wohnrecht oder wenn der Elternteil oder Dritte Mieter der 
Wohnung ist. 
(2) Die gesamte Personensorge darf nur entzogen werden, 
wenn andere Maßnahmen erfolglos geblieben sind oder wenn 
anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung der Gefahr nicht 
ausreichen. 

 

 Sozialgesetzbuch (SGB VIII) – 8. Buch 
 
§ 8a SGB VIII: Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen 
bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame 
Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten 
sowie das Kind oder den Jugendlichen in die 
Gefährdungsabschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach 
fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen 
unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner 
persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das Jugendamt 
zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für 
geeignet und notwendig, so hat es diese den 
Erziehungsberechtigten anzubieten. 
(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts 
für erforderlich, so hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, 
wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage 
sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. 
Besteht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des 
Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt 
verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu 
nehmen. 
(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden 
anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der 
Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das 
Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die 
Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges 
Tätigwerden erforderlich und wirken die 
Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten 
nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur 
Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 
(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und 
Diensten, die Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist 
sicherzustellen, dass  
1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger 
Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen betreuten 
Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung 
vornehmen, 
2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene 
Fachkraft beratend hinzugezogen wird sowie 
3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der 
Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung einbezogen 
werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes 
oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 
In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die 
Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden insoweit 
erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung 
aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den 
Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen 
hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders 
abgewendet werden kann. 
(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte 
für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines 
Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von 
Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, 
deren Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei 
Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die 
Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den 
Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die 
Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der 
Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in 
Frage gestellt wird. 
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§ 8b SGB VIII: Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz 
von Kindern und Jugendlichen  
(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder 
Jugendlichen stehen, haben bei der Einschätzung einer 
Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen 
Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft.  
(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder 
Jugendliche ganztägig oder für einen Teil des Tages aufhalten 
oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die zuständigen 
Leistungsträger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger 
der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung bei der Entwicklung 
und Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien.  
1. zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt 
sowie  
2. zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
an strukturellen Entscheidungen in der Einrichtung sowie zu 
Beschwerdeverfahren in persönlichen Angelegenheiten: 
 
§ 42 SGB VIII: Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen 
(1) Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein Kind 
oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu nehmen, wenn 
1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet oder 
2. eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen die Inobhutnahme erfordert und 
a) die Personensorgeberechtigten nicht widersprechen oder 
b) eine familiengerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig 
eingeholt werden kann oder 
3. ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Jugendlicher 
unbegleitet nach Deutschland kommt und sich weder 
Personensorge- noch Erziehungsberechtigte im Inland 
aufhalten. Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein Kind 
oder einen Jugendlichen bei einer geeigneten Person, in einer 
geeigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohnform 
vorläufig unterzubringen; im Fall von Satz 1 Nr. 2 auch ein Kind 
oder einen Jugendlichen von einer anderen Person 
wegzunehmen. 
(2) Das Jugendamt hat während der Inobhutnahme die 
Situation, die zur Inobhutnahme geführt hat, zusammen mit 
dem Kind oder dem Jugendlichen zu klären und Möglichkeiten 
der Hilfe und Unterstützung aufzuzeigen. Dem Kind oder dem 
Jugendlichen ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine 
Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. Das Jugendamt 
hat während der Inobhutnahme für das Wohl des Kindes oder 
des Jugendlichen zu sorgen und dabei den notwendigen 
Unterhalt und die Krankenhilfe sicherzustellen. Das Jugendamt 
ist während der Inobhutnahme berechtigt, alle 
Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes 
oder Jugendlichen notwendig sind; der mutmaßliche Wille der 
Personensorge oder der Erziehungsberechtigten ist dabei 
angemessen zu berücksichtigen. 
(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 
die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten unverzüglich 
von der Inobhutnahme zu unterrichten und mit ihnen das 
Gefährdungsrisiko abzuschätzen. Widersprechen die 
Personensorge- oder Erziehungsberechtigten der 
Inobhutnahme, so hat das Jugendamt unverzüglich 
1. das Kind oder den Jugendlichen den Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten zu übergeben, sofern nach der 
Einschätzung des Jugendamts eine Gefährdung des 
Kindeswohls nicht besteht oder die Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten bereit und in der Lage sind, die 
Gefährdung abzuwenden oder 
2. eine Entscheidung des Familiengerichts über die 
erforderlichen Maßnahmen zum Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen herbeizuführen. Sind die Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten nicht erreichbar, so gilt Satz 2 Nr. 2 
entsprechend. Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 ist 
unverzüglich die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers zu 
veranlassen. Widersprechen die Personensorgeberechtigten 
der Inobhutnahme nicht, so ist unverzüglich ein 
Hilfeplanverfahren zur Gewährung einer Hilfe einzuleiten. 

(4) Die Inobhutnahme endet mit 
1. der Übergabe des Kindes oder Jugendlichen an die 
Personensorge oder Erziehungsberechtigten, 
2. der Entscheidung über die Gewährung von Hilfen nach dem 
Sozialgesetzbuch. 
(5) Freiheitsentziehende Maßnahmen im Rahmen der 
Inobhutnahme sind nur zulässig, wenn und soweit sie 
erforderlich sind, um eine Gefahr für Leib oder Leben des 
Kindes oder des Jugendlichen oder eine Gefahr für Leib 
oder Leben Dritter abzuwenden. Die Freiheitsentziehung ist 
ohne gerichtliche Entscheidung spätestens mit Ablauf des 
Tages nach ihrem Beginn zu beenden. 
(6) Ist bei der Inobhutnahme die Anwendung unmittelbaren 
Zwangs erforderlich, so sind die dazu befugten Stellen 
hinzuzuziehen. 

 
 Bundeskinderschutzgesetz v. 01.01.2012 
      (BKiSchG) 
       

               Gesetz zur Kooperation und Information   
      im Kinderschutz (KKG) 
 
§ 1 Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung  
(1) Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl von Kindern und 
Jugendlichen zu schützen und ihre körperliche, geistige und 
seelische Entwicklung zu fördern. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder und Jugendlichen sind das 
natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 
obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche 
Gemeinschaft.  
(3) Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist es, soweit 
erforderlich, Eltern bei der Wahrnehmung ihres 
Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung zu 
unterstützen, damit  
1. sie im Einzelfall dieser Verantwortung besser gerecht 
werden können,  
2. im Einzelfall Risiken für die Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen frühzeitig erkannt werden und  
3. im Einzelfall eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
Jugendlichen vermieden oder, falls dies im Einzelfall nicht 
mehr möglich ist, eine weitere Gefährdung oder Schädigung 
abgewendet werden kann.  
(4) Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der Eltern bei 
der Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts und ihrer 
Erziehungsverantwortung durch die staatliche Gemeinschaft 
insbesondere auch Information, Beratung und Hilfe. Kern ist 
die Vorhaltung eines möglichst frühzeitigen, koordinierten und 
multiprofessionellen Angebots im Hinblick auf die Entwicklung 
von Kindern vor allem in den ersten Lebensjahren für Mütter 
und Väter sowie schwangere Frauen und werdende Väter 
(Frühe Hilfen). 
 
§ 2 Information über Unterstützungsangebote in Fragen der 
Kindesentwicklung 
(1) Eltern sowie werdende Mütter und Väter sollen über 
Leistungsangebote im örtlichen Einzugsbereich zur Beratung 
und Hilfe in Fragen der Schwangerschaft, Geburt und der 
Entwicklung des Kindes in den ersten Lebensjahren informiert 
werden.  
(2) Zu diesem Zweck sind die nach Landesrecht für die 
Information der Eltern nach Absatz 1 zuständigen Stellen 
befugt, den Eltern ein persönliches Gespräch anzubieten. 
Dieses kann auf Wunsch der Eltern in ihrer Wohnung 
stattfinden. Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, 
bezieht sich die in Satz 1 geregelte Befugnis auf die örtlichen 
Träger der Jugendhilfe. 
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§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerk-
strukturen im Kinderschutz  
(1) In den Ländern werden insbesondere im Bereich Früher 
Hilfen flächendeckend verbindliche Strukturen der 
Zusammenarbeit der zuständigen Leistungsträger und 
Institutionen im Kinderschutz mit dem Ziel aufgebaut und 
weiterentwickelt, sich gegenseitig über das jeweilige 
Angebots- und Aufgabenspektrum zu informieren, 
strukturellen Fragen der Angebotsgestaltung und -entwicklung 
zu klären sowie Verfahren im Kinderschutz aufeinander 
abzustimmen. 
(2) In das Netzwerk sollen insbesondere Einrichtungen und 
Dienste der öffentlichen und freien Jugendhilfe, Einrichtungen 
und Dienste, mit denen Verträge nach § 75 Absatz 3 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bestehen, Gesund-
heitsämter, Sozialämter, Gemeinsame Servicestellen, Schulen, 
Polizei- und Ordnungsbehörden, Agenturen für Arbeit, 
Krankenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförderstellen, 
Beratungsstellen für soziale Problemlagen, Beratungsstellen 
nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 
Einrichtungen und Dienste zur Müttergenesung sowie zum 
Schutz gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, 
Familienbildungsstätten, Familiengerichte und Angehörige der 
Heilberufe einbezogen werden. 
(3) Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, soll die 
verbindliche Zusammenarbeit im Kinderschutz als Netzwerk 
durch den örtlichen Träger der Jugendhilfe organisiert werden. 
Die Beteiligten sollen die Grundsätze für eine verbindliche 
Zusammenarbeit in Vereinbarungen festlegen. Auf vorhandene 
Strukturen soll zurückgegriffen werden. 
(4) Dieses Netzwerk soll zur Beförderung Früher Hilfen durch 
den Einsatz von Familienhebammen gestärkt werden. Das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
unterstützt den Aus- und Aufbau der Netzwerke Frühe Hilfen 
und des Einsatzes von Familienhebammen, auch unter 
Einbeziehung ehrenamtlicher Strukturen durch eine zeitlich auf 
vier Jahre befristete Bundesinitiative, die im Jahr 2012 mit 30 
Millionen Euro, im Jahr 2013 mit 45 Millionen Euro und in den 
Jahren 2014 und 2015 mit 51 Millionen Euro ausgestattet wird. 
Nach Ablauf dieser Befristung wird der Bund einen Fonds zur 
Sicherstellung der Netzwerke Frühe Hilfen und der 
psychosozialen Unterstützung von Familien einrichten, für den 
er jährlich 51 Millionen Euro zur Verfügung stellen wird. Die 
Ausgestaltung der Bundesinitiative und des Fonds wird in 
Verwaltungsvereinbarungen geregelt, die das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen mit 

den Ländern schließt.  
 
§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch 
Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung  
(1) Werden  
1. Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungs-
pflegern oder Angehörigen eines anderen Heilberufes, der für 
die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung 
eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,  
2. Berufspsychologinnen oder –psychologen mit staatlich 
anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,  
3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder   
-beratern sowie  
4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer 
Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,  
5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten 
Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschafts-
konfliktgesetzes,  
6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern 
oder staatlich anerkannten Sozialpädagoginnen oder -pä-
dagogen oder  
7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich 
anerkannten privaten Schulen in Ausübung ihrer beruflichen 

Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen 
sie mit dem Kind oder Jugendlichen und den Personensorge-
berechtigten die Situation erörtern und, soweit erforderlich, 
bei den Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme 
von Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz 
des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.  
(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der 
Kindeswohlgefährdung gegenüber dem Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit 
erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser 
Person die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor 
einer Übermittlung der Daten sind diese zu pseudonymisieren.  
(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 
aus oder ist ein Vorgehen nach Absatz 1 erfolglos und halten 
die in Absatz 1 genannten Personen ein Tätigwerden des 
Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie 
befugt, das Jugendamt zu informieren; hierauf sind die 
Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der 
wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage 
gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die Personen nach Satz 1 
befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen 
 

 Schulgesetz für Baden–Württemberg  
      (SchG BaWü) 
 
§ 41 SchG BaWü: Aufgaben des Schulleiters 
(1) Der Schulleiter ist Vorsitzender der Gesamtlehrerkonferenz. 
Er leitet und verwaltet die Schule und ist, unterstützt von der 
Gesamtlehrerkonferenz, verantwortlich für die Besorgung aller 
Angelegenheiten der Schule und für eine geordnete und 
sachgemäße Schularbeit, soweit nicht aufgrund dieses 
Gesetzes etwas anderes bestimmt ist. Insbesondere obliegen 
ihm 
- die Aufnahme und die Entlassung der Schüler, die Sorge für 
die Erfüllung der Schulpflicht, die 
Verteilung der Lehraufträge sowie die Aufstellung der 
Stunden- und Aufsichtspläne, 
- die Anordnung von Vertretungen, 
- die Vertretung der Schule nach außen und die Pflege ihrer 
Beziehungen zu Elternhaus, Kirchen, 
Berufsausbildungsstätte, Einrichtungen der Jugendhilfe und 
Öffentlichkeit, 
- die Aufsicht über die Schulanlage und das Schulgebäude, die 
Ausübung des Hausrechts und die Verwaltung und Pflege der 
der Schule überlassenen Gegenstände; dabei sind die 
Anordnungen des Schulträgers, die nicht in den inneren 
Schulbetrieb eingreifen dürfen, für den Schulleiter verbindlich. 
(2) Der Schulleiter ist in Erfüllung seiner Aufgaben 
weisungsberechtigt gegenüber den Lehrern seiner Schule. Er 
ist verantwortlich für die Einhaltung der Bildungs- und 
Lehrpläne und der für die Notengebung allgemein geltenden 
Grundsätze sowie ermächtigt, Unterrichtsbesuche 
vorzunehmen und dienstliche Beurteilungen über die Lehrer 
der Schule für die Schulaufsichtsbehörde abzugeben. 
(3) Für den Schulträger führt der Schulleiter die unmittelbare 
Aufsicht über die an der Schule tätigen, nicht im Dienst des 
Landes stehenden Bediensteten; er hat ihnen gegenüber die 
aus der Verantwortung für einen geordneten Schulbetrieb sich 
ergebende Weisungsbefugnis. 
(4) Nähere Vorschriften erlässt das Kultusministerium durch 
Dienstordnung für die Schulleiter. 
 
§ 72 SchG BaWü: Schulpflicht, Pflichten der Schüler 
(1) Schulpflicht besteht für alle Kinder und Jugendlichen, die im 
Land Baden-Württemberg ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ihre Ausbildungs- oder Arbeitsstätte haben. 
Die Schulaufsichtsbehörde kann ausländische Jugendliche, die 
mindestens vierzehn Jahre alt sind, auf Antrag in besonderen 
Härtefällen von der Pflicht zum Besuch einer auf der 
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Grundschule aufbauenden Schule, der Berufsschule zeitweilig 
oder auf Dauer befreien, insbesondere wenn wegen der Kürze 
der verbleibenden Schulbesuchszeit eine sinnvolle Förderung 
nicht erwartet werden kann. Schulpflichtig im Sinne des 
Satzes 1 ist auch, wem aufgrund eines Asylantrags der 
Aufenthalt in Baden-Württemberg gestattet ist oder wer hier 
geduldet wird, unabhängig davon, ob er selbst diese 
Voraussetzungen erfüllt oder nur ein Elternteil; die Schulpflicht 
beginnt sechs Monate nach dem Zuzug aus dem Ausland und 
besteht bis zur Erfüllung der Ausreisepflicht. 
(2) Die Schulpflicht gliedert sich in 
1. die Pflicht zum Besuch der Grundschule und einer auf ihr 
aufbauenden Schule, 
2. die Pflicht zum Besuch der Berufsschule. 
Die Schulpflicht wird auch durch den Besuch eines sonder-
pädagogischen Bildungs- und Beratungszentrums erfüllt. 
(3) Die Schulpflicht erstreckt sich auf den regelmäßigen Besuch 
des Unterrichts und der übrigen verbindlichen Veran-
staltungen der Schule sowie auf die Einhaltung der Schul-
ordnung. Dasselbe gilt für Schüler, die nicht schulpflichtig sind. 
(4) Die Schulpflicht ist durch den Besuch einer deutschen 
Schule zu erfüllen. Über Ausnahmen entscheidet die 
Schulaufsichtsbehörde. 
(5) Schulpflichtige im Jugendstrafvollzug haben die dort 
eingerichteten Schulen zu besuchen. 
(6) Völkerrechtliche Abkommen und zwischenstaatliche 
Vereinbarungen bleiben unberührt. 
 
§ 73 SchG BaWü: Beginn der Schulpflicht 
(1) Mit dem Beginn des Schuljahres sind alle Kinder, die bis 30. 
September des laufenden Kalenderjahres das sechste 
Lebensjahr vollendet haben, verpflichtet, die Grundschule zu 
besuchen. Dasselbe gilt für die Kinder, die bis zum 30. Juni des 
folgenden Kalenderjahres das sechste Lebensjahr vollendet 
haben und von den Erziehungsberechtigten in der Grundschule 
angemeldet wurden. 
(2) Nach Abschluss der Grundschule sind alle Kinder 
verpflichtet, eine auf ihr aufbauende Schule zu besuchen. 
 
§ 75 SchG BaWü: Dauer der Schulpflicht 
(1) Die Pflicht zum Besuch der Grundschule dauert mindestens 
vier Jahre. Der Übergang in eine auf der Grundschule 
aufbauende Schule ist erst zulässig, wenn das Ziel der 
Abschlussklasse der Grundschule erreicht ist; dies gilt nicht im 
Falle eines zieldifferenten Unterrichts nach § 15 Absatz 4. 
(2) Die Pflicht zum Besuch einer Schule gemäß § 73 Abs. 2 
dauert fünf Jahre. Für Kinder, die in dieser Zeit den 
Hauptschulabschluss nicht erreicht haben, kann die Schule die 
Schulpflicht um ein Jahr verlängern. 
(3) Für Schüler, die nach zehnjährigem Schulbesuch die 
Schulpflicht nach den Absätzen 1 und 2 noch nicht erfüllt 
haben, kann die Schule die Beendigung der Schulpflicht 
feststellen. Die Schulaufsichtsbehörde kann diese Feststellung 
auf Antrag der Erziehungsberechtigten nach neunjährigem 
Schulbesuch treffen, insbesondere, wenn von einem weiteren 
Schulbesuch eine sinnvolle Förderung des Schülers nicht 
erwartet werden kann. 
 
§ 76 SchG BaWü: Erfüllung der Schulpflicht 
(1) Zum Besuch der in § 72 Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten Schulen 
sind alle Kinder und Jugendlichen verpflichtet, soweit nicht für 
ihre Erziehung und Unterrichtung in anderer Weise 
ausreichend gesorgt ist. Anstelle des Besuchs der Grundschule 
darf anderweitiger Unterricht nur ausnahmsweise in 
besonderen Fällen von der Schulaufsichtsbehörde gestattet 
werden. 
(2) Der Schulpflichtige hat die Schule zu besuchen, in deren 
Schulbezirk er wohnt. Dies gilt nicht für Schulpflichtige, die 
eine Gemeinschaftsschule oder eine Schule in freier 
Trägerschaft besuchen, Satz 1 gilt weiterhin nicht für Schul-
pflichtige, für die ein Anspruch auf ein sonderpädagogisches 
Bildungsangebot festgestellt wurde und die eine allgemeine 

Schule besuchen. Die Schulaufsichtsbehörde kann 1. bis zu 
einer Regelung nach den §§ 28, 30 und 31 aus Gründen einer 
im öffentlichen Interesse liegenden Verbesserung der 
Schulverhältnisse nach Anhören der beteiligten Schulträger 
oder 2. zur Bildung annähernd gleich großer Klassen oder bei 
Erschöpfung der Aufnahmekapazität einer Schule oder 3. in 
sonstigen Fällen, wenn wichtige Gründe vorliegen, 
Abweichungen von Satz 1 zulassen oder anordnen. In den 
Fällen von Nummer 2 und 3 hört die Schulaufsichtsbehörde 
vor der Entscheidung die Eltern der betroffenen Schüler an. 
Die Schulaufsichtsbehörde kann in den Fällen von Satz 3 Nr. 2 
und 3 die Zuständigkeit für die Anhörung und die Entscheidung 
auf den geschäftsführenden Schulleiter übertragen. 
(3) Soweit nicht ein sonderpädagogisches Bildungs- und 
Beratungszentrum nach Absatz 2 Satz 1 zuständig ist, haben 
die Erziehungsberechtigten das Recht, unter den für ihre 
schulpflichtigen Kinder geeigneten sonderpädagogischen 
Bildungs- und Beratungszentren zu wählen. Die Schulauf-
sichtsbehörde kann aus wichtigen Gründen in Abweichung von 
Satz 1 Schulpflichtige einem geeigneten sonderpädagogischen 
Bildungs- und Beratungszentrum zuweisen. 

 
§ 77 SchG – Beginn der Berufsschulpflicht 
Die Pflicht zum Besuch der Berufsschule beginnt mit dem 
Ablauf der Pflicht zum Besuch einer Schule gemäß § 73 Abs. 2. 
 
§ 78 SchG – Dauer der Berufsschulpflicht 
(1) Die Berufsschulpflicht dauert drei Jahre. Sie endet mit dem 
Ablauf des Schuljahres, in dem der Berufsschulpflichtige das 
18. Lebensjahr vollendet; auf Antrag können volljährige 
Berufsschulpflichtige für das zweite Schulhalbjahr beurlaubt 
werden. Darüber hinaus kann die Berufsschule freiwillig mit 
den Rechten und Pflichten eines Berufsschulpflichtigen bis zum 
Ende des Schuljahres besucht werden, in dem das 20. 
Lebensjahr vollendet wird. 
(2) Auszubildende, die vor Beendigung der Berufsschulpflicht 
nach Absatz 1 ein Berufsausbildungsverhältnis beginnen oder 
eine Stufenausbildung fortsetzen, sind bis zum Abschluss der 
Ausbildung berufsschulpflichtig. Beträgt die Ausbildungszeit 
weniger als drei Jahre, dauert die Berufsschulpflicht 
mindestens zwei Schuljahre, sofern nach der Stundentafel das 
Bildungsziel einer Berufsschule von drei Jahren Dauer erreicht 
wird. Wer nach Beendigung der Berufsschulpflicht nach Absatz 
1 ein Berufsausbildungs- oder Umschulungsverhältnis beginnt 
oder die Stufenausbildung fortsetzt, kann die Berufsschule bis 
zum Abschluss mit den Rechten und Pflichten eines 
Berufsschulpflichtigen besuchen. 
(3) Wird vor Beendigung der Berufsschulpflicht nach Absatz 1 
ein neues Berufsausbildungsverhältnis begonnen oder eine 
Stufenausbildung fortgesetzt, kann die Schule bereits 
abgeleisteten Besuch der Berufsschule teilweise oder ganz auf 
die Berufsschulpflicht anrechnen. 
 
§ 78a SchG – Berufsvorbereitungsjahr 
(1) Die Pflicht zum Besuch des Berufsvorbereitungsjahres (§ 10 
Abs. 5) dauert ein Jahr. Danach ist der Schüler von der 
weiteren Berufsschulpflicht (§ 78 Abs. 1) befreit. Wird 
während des Berufsvorbereitungsjahres oder danach ein 
Berufsausbildungsverhältnis begonnen, richtet sich die 
Berufsschulpflicht nach § 78 Abs. 2 und 3. 
(2) Das Kultusministerium stellt bei Vorliegen der personellen 
und sächlichen Voraussetzungen durch Rechtsverordnung fest, 
ab welchem Zeitpunkt in den einzelnen Schulbezirken das 
Berufsvorbereitungsjahr zu besuchen ist. Zuvor sind die 
betroffenen Schulträger zu hören. 
 
§ 79 SchG – Erfüllung der Berufsschulpflicht 
(1) Die Berufsschulpflicht wird durch den Besuch derjenigen 
Berufsschule erfüllt, in deren Schulbezirk der Ausbildungs- 
oder Beschäftigungsort, bei Berufsschulpflichtigen ohne 
Berufsausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnis sowie bei im 
Ausland beschäftigten Berufsschulpflichtigen der Wohnort liegt. 
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(2) Die Schule kann, wenn wichtige Gründe in der Person des 
Berufsschulpflichtigen vorliegen, den Besuch einer anderen als 
der zuständigen Berufsschule gestatten. 
(3) Die Schulaufsichtsbehörde kann aus Gründen einer im 
öffentlichen Interesse liegenden Verbesserung der inneren 
oder äußeren Schulverhältnisse, zur fachgerechten Ausbildung 
der Berufsschüler oder aus anderen wichtigen Gründen die 
Schüler eines Berufsfeldes, einer Berufsgruppe oder eines 
Einzelberufs oder einzelne Schüler ganz oder nur einzelne 
Unterrichtsfächer einer anderen als der örtlich zuständigen 
Berufsschule oder einer Bundesfachklasse zuweisen. Wenn 
sich die Maßnahme auf die Bezirke von mehreren oberen 
Schulaufsichtsbehörden erstreckt, ist für die Zuweisung die 
Schulaufsichtsbehörde zuständig, in deren Bezirk die zunächst 
zuständige Berufsschule liegt. Die Schulaufsichtsbehörde hat 
sich vor der Zuweisung mit den beteiligten Schulträgern und 
nach dem Berufsbildungsgesetz für die Berufsbildung der 
Auszubildenden zuständigen Stellen ins Benehmen zu setzen, 
soweit es sich nicht um die Zuweisung einzelner Schüler 
handelt. 
 
§ 80 SchG – Ruhen der Berufsschulpflicht 
Die Berufsschulpflicht ruht, solange der Berufsschulpflichtige 
 1. eine öffentliche Schule gemäß § 73 Abs. 2, eine 
Berufsfachschule, ein Berufskolleg oder eine entsprechende 
Ersatzschule in freier Trägerschaft besucht; 
 2. mindestens im Umfang des Unterrichts an einer 
vergleichbaren öffentlichen Schule am Unterricht einer 
Berufsfachschule oder eines Berufskollegs in freier 
Trägerschaft teilnimmt, die Ergänzungsschule ist und von der 
Schulaufsichtsbehörde als ausreichender Ersatz für den 
Berufsschulunterricht anerkannt ist; 
 3. eine Hochschule, die Filmakademie, die Popakademie oder 
die Akademie für Darstellende Kunst besucht; 
 4. als Beamter im Vorbereitungsdienst für eine Laufbahn des 
einfachen, mittleren oder gehobenen Dienstes steht, es sei 
denn, die oberste Schulaufsichtsbehörde stellt im Benehmen 
mit dem beteiligten Ministerium fest, dass der 
Vorbereitungsdienst dem Berufsschulunterricht nicht 
gleichwertig ist. Das Gleiche gilt für Dienstanfänger im Sinne 
der beamtenrechtlichen Bestimmungen; 
5. das freiwillige soziale oder ökologische Jahr leistet, es sei 
denn, die oberste Schulaufsichtsbehörde stellt fest, dass die 
einführende begleitende Betreuung nicht den Anforderungen 
der Berufsschule entspricht; 
6. Wehrdienst oder den Bundesfreiwilligendienst leistet. 
 
§ 81 SchG – Vorzeitige Beendigung der Berufsschulpflicht 
(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann feststellen, dass 
durch den Besuch bestimmter Bildungsgänge die 
Berufsschulpflicht ganz oder teilweise erfüllt und damit 
vorzeitig beendet ist. Die gleiche Feststellung kann die Schule 
für einzelne Berufsschulpflichtige treffen, wenn 
1. die bisherige Ausbildung des Berufsschulpflichtigen den 
Besuch der Berufsschule ganz oder teilweise entbehrlich macht 
oder 
2. im Hinblick auf das Ausbildungsziel und die Ausbildung des 
Berufsschulpflichtigen der Besuch der Berufsschule nicht 
sinnvoll erscheint. 
(2) Die Berufsschulpflicht einer Schülerin endet vorzeitig, wenn 
diese nach der Eheschließung oder bei Mutterschaft nach 
Vollendung des 16. Lebensjahres die Beendigung beantragt. 
Satz 1 gilt für die Berufsschulpflicht eines männlichen Schülers 
entsprechend. Die zeitgleiche Beendigung der 
Berufsschulpflicht beider Eltern nach Satz 1 und 2 ist 
ausgeschlossen. 
 
§ 85 SchG BaWü: Verantwortlichkeit für die Erfüllung der 
Schul- und Teilnahmepflicht, Informierung des Jugendamtes, 
verpflichtendes Elterngespräch 
(1) Die Erziehungsberechtigten und diejenigen, denen 
Erziehung oder Pflege eines Kindes anvertraut  ist, haben die 

Anmeldung zur Schule vorzunehmen und dafür Sorge zu 
tragen, dass der Schüler am Unterricht und an den übrigen 
verbindlichen Veranstaltungen der Schule regelmäßig 
teilnimmt und sich der Schulordnung fügt. Sie sind verpflichtet, 
den Schüler für den Schulbesuch in gehöriger Weise 
auszustatten, die zur Durchführung der Schulgesund-
heitspflege erlassenen Anordnungen zu befolgen und dafür zu 
sorgen, dass die in diesem Gesetz vorgesehenen pädagogisch-
psychologischen Prüfungen und amtsärztlichen Unter-
suchungen ordnungsgemäß durchgeführt werden können. 
(2) Die für die Berufserziehung der Schüler Mitver-
antwortlichen (Ausbildende, Dienstherren, Leiter von 
Betrieben) oder deren Bevollmächtigte haben den 
Berufsschulpflichtigen unverzüglich zur Schule anzumelden, 
ihm die zur Erfüllung der Pflicht zum Besuch der Berufsschule 
erforderliche Zeit zu gewähren und ihn zur Erfüllung der 
Berufsschulpflicht anzuhalten. 
(3) Die Schule soll das Jugendamt unterrichten, wenn 
gewichtige Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass das Wohl eines 
Schülers ernsthaft gefährdet oder beeinträchtigt ist; in der 
Regel werden die Eltern vorher angehört. Zur Abwendung 
einer Kindeswohlgefährdung arbeiten Schule und Jugendamt 
zusammen. Diese Bestimmung gilt auch für Schulen in freier 
Trägerschaft. 
(4) Nimmt bei einem dringenden Aussprachebedarf kein 
Elternteil eine Einladung des Klassenlehrers oder Schulleiters 
zum Gespräch wahr und stellt die Klassenkonferenz unter 
Vorsitz des Schulleiters gewichtige Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls des Schülers fest, kann die weitere 
Einladung zum Gespräch mit dem Hinweis verbunden werden, 
dass bei Nichtbefolgen das Jugendamt unterrichtet wird. 
 
§ 86 SchG BaWü: Zwangsgeld, Schulzwang 
(1) Kommen die Erziehungsberechtigten oder diejenigen, 
denen Erziehung und Pflege eines Kindes anvertraut ist, ihrer 
Pflicht nach § 85 Abs. 1 nicht nach, kann die obere 
Schulaufsichtsbehörde nach Maßgabe des Landesverwaltungs-
vollstreckungsgesetzes ein Zwangsgeld festsetzen. 
(2) Schulpflichtige, die ihre Schulpflicht nicht erfüllen, können 
der Schule zwangsweise zugeführt werden. Die Zuführung wird 
von der für den Wohn- oder Aufenthaltsort der Schul-
pflichtigen zuständigen Polizeibehörde angeordnet. 
Wenn die Erziehungsberechtigten oder diejenigen, denen 
Erziehung und Pflege eines Kindes anvertraut ist, 
schulpflichtige Kinder trotz Aufforderung nicht vorstellen, kann 
das Amtsgericht auf Antrag der zuständigen Polizeibehörde 
eine Durchsuchung von deren Wohnung anordnen. 
 
§ 90 SchG BaWü: Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 
(1) Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen dienen der 
Verwirklichung des Erziehungs- und Bildungsauftrags 
der Schule, der Erfüllung der Schulbesuchspflicht, der 
Einhaltung der Schulordnung und dem Schutz von 
Personen und Sachen innerhalb der Schule. 
(2) Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen kommen nur in 
Betracht, soweit pädagogische Erziehungsmaßnahmen nicht 
ausreichen; hierzu gehören auch Vereinbarungen über 
Verhaltensänderungen des Schülers mit diesem und seinen 
Erziehungsberechtigten. Bei allen Erziehungs- und Ordnungs-
maßnahmen ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu 
beachten. Die Schule kann von Erziehungs- und 
Ordnungsmaßnahmen absehen, wenn der Schüler durch 
soziale Dienste Wiedergutmachung leistet. 
(3) Folgende Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen können 
getroffen werden: 
1. Durch den Klassenlehrer oder durch den unterrichtenden 
Lehrer: Nachsitzen bis zu zwei Unterrichtsstunden; 
2. durch den Schulleiter: 
a) Nachsitzen bis zu vier Unterrichtsstunden, 
b) Überweisung in eine Parallelklasse desselben Typs innerhalb 
der Schule, 
c) Androhung des zeitweiligen Ausschlusses vom Unterricht, 
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d) Ausschluss vom Unterricht bis zu fünf Unterrichtstagen, bei 
beruflichen Schulen in Teilzeitform Ausschluss für einen 
Unterrichtstag, nach Anhörung der Klassenkonferenz oder 
Jahrgangsstufenkonferenz, soweit deren Mitglieder den 
Schüler selbstständig unterrichten: 
e) einen über den Ausschluss vom Unterricht nach Buchstabe  
d) hinausgehenden Ausschluss vom Unterricht bis zu vier 
Unterrichtswochen, 
f) Androhung des Ausschlusses aus der Schule, 
g) Ausschluss aus der Schule. Im Rahmen von Nachsitzen 
können auch Maßnahmen zur Schadenswiedergutmachung 
und aus dem Fehlverhalten begründete Tätigkeiten 
angeordnet werden. 
Nachsitzen gemäß Nummer 2 Buchst. a oder die Überweisung 
in eine Parallelklasse kann mit der Androhung des zeitweiligen 
Ausschlusses vom Unterricht verbunden werden; der 
zeitweilige Ausschluss vom Unterricht kann mit der Androhung 
des Ausschlusses aus der Schule verbunden werden. Die 
aufschiebende Wirkung 
von Widerspruch und Anfechtungsklage entfällt. Die 
körperliche Züchtigung ist ausgeschlossen. 
(4) Vor dem Ausschluss aus der Schule wird auf Wunsch des 
Schülers, bei Minderjährigkeit auf Wunsch der 
Erziehungsberechtigten, die Schulkonferenz angehört. Nach 
dem Ausschluss kann die neu aufnehmende Schule die 
Aufnahme von einer Vereinbarung über Verhaltens-
änderungen des Schülers abhängig machen 
und eine Probezeit von bis zu sechs Monaten festsetzen, über 
deren Bestehen der Schulleiter entscheidet. 
(5) Die obere Schulaufsichtsbehörde kann den Ausschluss aus 
der Schule auf alle Schulen des Schulorts, des Landkreises oder 
ihres Bezirks, die oberste Schulaufsichtsbehörde kann den 
Ausschluss, außer bei Schülern mit einem Anspruch auf ein 
sonderpädagogisches Bildungsangebot, auf alle Schulen des 
Landes ausdehnen. Die Ausdehnung des Ausschlusses wird 
dem Jugendamt mitgeteilt. 
(6) Ein zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht, seine 
Androhung oder eine Androhung des Ausschlusses aus 
der Schule sind nur zulässig, wenn ein Schüler durch schweres 
oder wiederholtes Fehlverhalten seine Pflichten verletzt und 
dadurch die Erfüllung der Aufgabe der Schule oder die Rechte 
anderer gefährdet. Ein Ausschluss aus der Schule ist zulässig, 
wenn es einem Mitschüler wegen Art und Schwere der 
Beeinträchtigungen und deren Folgen nicht zumutbar ist, mit 
dem Schüler weiter dieselbe Schule zu besuchen, oder einer 
Lehrkraft, ihn weiter zu unterrichten; dem Schutz des Opfers 
gebührt Vorrang vor dem Interesse dieses Schülers am 
Weiterbesuch einer bestimmten Schule. Im Übrigen ist ein 
Ausschluss aus der Schule nur zulässig, wenn neben den 
Voraussetzungen des Satzes 1 das Verbleiben des Schülers in 
der Schule eine Gefahr für die Erziehung und Unterrichtung, 
die sittliche Entwicklung, Gesundheit oder Sicherheit der 
Mitschüler befürchten lässt. 
(7) Vor der Entscheidung nachzusitzen genügt eine Anhörung 
des Schülers. Im Übrigen gibt der Schulleiter 
dem Schüler, bei Minderjährigkeit auch den 
Erziehungsberechtigten, Gelegenheit zur Anhörung; Schüler 
und Erziehungsberechtigte können einen Beistand 
hinzuziehen. 
(8) Ein zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht kann, ein 
wiederholter zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht soll dem 
Jugendamt mitgeteilt werden; ein Ausschluss aus der Schule 
wird dem Jugendamt mitgeteilt. Hierbei soll ein Gespräch 
zwischen dem Jugendamt und der Schule stattfinden. Ein 
zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht, seine Androhung, ein 
Ausschluss aus der Schule oder seine Androhung wird den für 
die Berufserziehung des Schülers Mitverantwortlichen 
mitgeteilt. 
(9) Der Schulleiter kann in dringenden Fällen einem Schüler 
vorläufig bis zu fünf Tagen den Schulbesuch untersagen, wenn 
ein zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht zu erwarten ist oder 
er kann den Schulbesuch 

vorläufig bis zu zwei Wochen untersagen, wenn ein Ausschluss 
aus der Schule zu erwarten ist. Zuvor ist der 
Klassenlehrer zu hören. Zuvor ist der Klassenlehrer zu hören. 
Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 
 
§ 92 SchG BaWü: Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. den Verpflichtungen nach § 72 Abs. 3 nicht nachkommt oder 
die ihm nach § 85 obliegenden Pflichten verletzt, 
2. die aufgrund des § 87 zur Durchführung der Schulpflicht 
erlassenen Rechtsvorschriften oder als Erziehungsberechtigter 
die ihm nach der Schulordnung obliegenden Pflichten verletzt, 
sofern auf die Bußgeldbestimmung dieses Gesetzes 
ausdrücklich verwiesen wird. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet 
werden. 
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die untere 
Verwaltungsbehörde. 


